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Wichtige neue Entscheidung 

 
Verwaltungsprozess- und Gerichtsverfassungsrecht: Zur Bedeutung von „förmlichen“ Aus-
setzungen bei Entschädigungen wegen überlanger Gerichtsverfahren nach § 198 Abs. 1 
Satz 1 GVG 
 
§ 198 Abs. 1 Satz 1 GVG, § 94 VwGO 
 
Unangemessene Verfahrensdauer 
Sachlich gerechtfertigte Verzögerung 
Gerichtlicher Gestaltungsspielraum 
„Faktische“ Aussetzung 
„Förmliche“ Aussetzung 
 
Bundesverwaltungsgericht, Beschluss vom 12.03.2018, Az. 5 B 26.17 D 
 
 
 
 
Orientierungssatz der LAB: 
Erweist sich eine „förmliche“ Aussetzung nach § 94 VwGO bei Zugrundelegung einer  

objektivierenden Betrachtung als vertretbar, kann die mit der Bearbeitung oder Förderung 

des Leitverfahrens korrespondierende Zeit der Aussetzung bei der Bewertung der ange-

messenen Dauer des parallel anhängigen Ausgangsverfahrens nicht zu Lasten des  

Staates gehen (Rn. 6). 

 

  



Hinweis: 

Im vorliegenden Beschluss bekräftigt das Bundesverwaltungsgericht (BVerwG) im Rah-

men der Prüfung des § 198 Abs. 1 Satz 1 GVG seine Rechtsprechung, dass dem Gericht 

zur Ausübung seiner verfahrensgestaltenden Befugnisse – auch im Hinblick auf die rich-

terliche Unabhängigkeit (Art. 97 Abs. 1 GG) – ein Gestaltungsspielraum zuzubilligen ist. 

Verfahrenslaufzeiten, die durch die Verfahrensführung des Gerichts bedingt sind, führten 

nur dann zu einer unangemessenen Verfahrensdauer, wenn sie – auch unter Berücksich-

tigung des gerichtlichen Gestaltungsspielraums – sachlich nicht mehr gerechtfertigt sind. 

Die Gestaltungsfreiheit umfasse auch die Befugnis, mit Blick auf einen parallel anhängigen 

Rechtsstreit, der für die Entscheidung des Ausgangsverfahrens von rechtlicher Relevanz 

ist, dieses zeitweise „faktisch“, d.h. ohne förmliche Anordnung nach § 94 VwGO, auszu-

setzen. Erweise sich eine solche Verfahrensweise bei Zugrundelegung einer objektivie-

renden Betrachtung als vertretbar, könne etwa die mit der Bearbeitung oder Förderung 

eines Leitverfahrens korrespondierende Zeit der faktischen Aussetzung bei der Bewertung 

der angemessenen Dauer des parallel anhängigen Ausgangsverfahrens nicht zu Lasten 

des Staates gehen. 

 

Nach Auffassung des BVerwG dränge es sich auf, dass dies für den Fall einer „förmlichen“ 

Aussetzung nach § 94 VwGO entsprechend gilt. Dabei liege auf der Hand, dass die Aus-

setzung des Verfahrens nicht schon deshalb unvertretbar ist, weil die Beteiligten dem nicht 

zugestimmt oder widersprochen haben. 

 

 

Dr. Riedl 
Oberlandesanwalt 
 

 

 



 

 

BUNDESVERWALTUNGSGERICHT 

 

BESCHLUSS 
 
 
BVerwG 5 B 26.17 D 
VGH 23 A 15.2332 
 
 
 

In der Verwaltungsstreitsache 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
hat der 5. Senat des Bundesverwaltungsgerichts  
am 12. März 2018 
durch den Vorsitzenden Richter am Bundesverwaltungsgericht Vormeier  
und die Richterinnen am Bundesverwaltungsgericht Stengelhofen-Weiß und  
Dr. Harms 
 
 
beschlossen: 
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Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung 
der Revision in dem Urteil des Bayerischen Verwaltungs-
gerichtshofs vom 29. Juni 2017 wird zurückgewiesen. 
 
Der Kläger trägt die Kosten des Beschwerdeverfahrens. 
 
Der Wert des Streitgegenstandes wird für das Beschwer-
deverfahren auf 5 800 € festgesetzt. 

 
 
 

G r ü n d e : 

 

Die auf die Zulassungsgründe der grundsätzlichen Bedeutung der Rechtssache 

(§ 132 Abs. 2 Nr. 1 VwGO) und der Abweichung (§ 132 Abs. 2 Nr. 2 VwGO) 

gestützte Beschwerde hat keinen Erfolg. 

 

1. Die Revision ist nicht wegen grundsätzlicher Bedeutung zuzulassen.  

 

Grundsätzliche Bedeutung im Sinne des § 132 Abs. 2 Nr. 1 VwGO kommt einer 

Rechtssache nur zu, wenn sie eine für die erstrebte Revisionsentscheidung er-

hebliche Frage des revisiblen Rechts aufwirft, die im Interesse der Einheit und 

Fortbildung des Rechts revisionsgerichtlicher Klärung bedarf. Das Darlegungs-

erfordernis des § 133 Abs. 3 Satz 3 VwGO setzt insoweit die Formulierung ei-

ner bestimmten, höchstrichterlich noch ungeklärten und für die Revisionsent-

scheidung erheblichen Rechtsfrage des revisiblen Rechts und außerdem die 

Angabe voraus, worin die allgemeine, über den Einzelfall hinausgehende Be-

deutung besteht. Die Beschwerde muss erläutern, dass und inwiefern die Revi-

sionsentscheidung zur Klärung einer bisher revisionsgerichtlich nicht beantwor-

teten fallübergreifenden Rechtsfrage des revisiblen Rechts führen kann (vgl. 

BVerwG, Beschluss vom 19. August 1997 - 7 B 261.97 - Buchholz 310 § 133 

<n.F.> VwGO Nr. 26 S. 14). Die Begründungspflicht verlangt, dass sich die Be-

schwerde mit den Erwägungen des angefochtenen Urteils, auf die sich die auf-

geworfene Frage von angeblich grundsätzlicher Bedeutung bezieht, substanti-

iert auseinandersetzt und aufzeigt, aus welchen Gründen der Rechtsauffas-

sung, die der aufgeworfenen Frage zugrunde liegt, zu folgen ist (stRspr, vgl. 

BVerwG, Beschlüsse vom 4. April 2012 - 5 B 58.11 - juris Rn. 2 und vom 

17. Februar 2017 - 5 B 12.16 - juris Rn. 2 m.w.N.). Es bedarf auch der substan-
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tiierten Auseinandersetzung mit den Gründen bereits ergangener einschlägiger 

Entscheidungen des Bundesverwaltungsgerichts (stRspr, vgl. BVerwG, Be-

schlüsse vom 11. August 2006 - 1 B 105.06 - Buchholz 402.25 § 73 AsylVfG 

Nr. 20 Rn. 2 und vom 12. Januar 2017 - 5 B 75.16 - juris Rn. 4 m.w.N.). An der 

Klärungsbedürftigkeit einer gestellten Rechtsfrage fehlt es unter anderem dann, 

wenn sie sich auf der Grundlage der vorhandenen Rechtsprechung und/oder 

mithilfe der Regeln sachgerechter Gesetzesinterpretation beantworten lässt 

(stRspr, vgl. BVerwG, Beschlüsse vom 24. August 1999 - 4 B 72.99 - BVerwGE 

109, 268 <270> und vom 17. März 2017 - 5 B 78.16 - juris Rn. 2). Gemessen 

daran hat die Beschwerde keinen Erfolg. 

 

Der Kläger möchte geklärt wissen, 

 
"ob das Zuwarten des Gerichts auf den Ausgang eines 
anderen Rechtsstreits über mehrere Jahre und Monate 
und die dadurch verursachte überlange Verfahrensdauer 
dadurch gerechtfertigt sein kann, wenn dem Zuwarten 
durch die Verfahrensbeteiligten ausdrücklich widerspro-
chen worden war, bzw. wenn zumindest kein Einverständ-
nis der Verfahrensbeteiligten bestand (…)". 

 

Diese Frage bezieht sich erkennbar auf den Zeitraum, in dem der Verwaltungs-

gerichtshof das Ausgangsverfahren nach § 94 VwGO ausgesetzt hatte. Soweit 

sie einer grundsätzlichen Klärung zugänglich ist, lässt sie sich auf der Grundla-

ge der Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts - mit der sich der Klä-

ger entgegen § 133 Abs. 3 Satz 3 VwGO nicht auseinandersetzt - beantworten. 

Schon deshalb rechtfertigt die Frage nicht die Zulassung der Revision. 

 

In der Rechtsprechung des Senats ist geklärt, dass bei der Frage, ob die Ver-

fahrensdauer unangemessen im Sinne des § 198 Abs. 1 Satz 1 GVG ist, vor 

allem auch zu prüfen ist, ob Verzögerungen, die durch die Verfahrensführung 

des Gerichts eintreten, bei Berücksichtigung des den Ausgangsgerichten inso-

weit zukommenden Gestaltungsspielraums sachlich gerechtfertigt sind (vgl. 

BVerwG, Urteile vom 11. Juli 2013 - 5 C 23.12 D - BVerwGE 147, 146 Rn. 37 

und vom 14. November 2016 - 5 C 10.15 D - BVerwGE 156, 229 Rn. 135 

m.w.N.). Zur Ausübung seiner verfahrensgestaltenden Befugnisse ist dem Ge-

richt - auch im Hinblick auf die richterliche Unabhängigkeit (Art. 97 Abs. 1 GG) - 
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ein Gestaltungsspielraum zuzubilligen. Verfahrenslaufzeiten, die durch die Ver-

fahrensführung des Gerichts bedingt sind, führen nur dann zu einer unange-

messenen Verfahrensdauer, wenn sie - auch bei Berücksichtigung des gericht-

lichen Gestaltungsspielraums - sachlich nicht mehr gerechtfertigt sind (vgl. 

BVerwG, Urteile vom 11. Juli 2013 - 5 C 23.12 D - BVerwGE 147, 146 Rn. 42 

und vom 29. Februar 2016 - 5 C 31.15 D - NJW 2016, 3464 Rn. 15, jeweils 

m.w.N.). Die Gestaltungsfreiheit umfasst auch die Befugnis, mit Blick auf einen 

parallel anhängigen Rechtsstreit, der für die Entscheidung des Ausgangsverfah-

rens von rechtlicher Relevanz ist, dieses zeitweise "faktisch", d.h. ohne förmli-

che Anordnung nach § 94 VwGO auszusetzen. Erweist sich eine solche Verfah-

rensweise bei Zugrundelegung einer objektivierenden Betrachtung als vertret-

bar, kann etwa die mit der Bearbeitung oder Förderung eines Leitverfahrens 

korrespondierende Zeit der faktischen Aussetzung bei der Bewertung der an-

gemessenen Dauer des parallel anhängigen Ausgangsverfahrens nicht zu Las-

ten des Staates gehen (vgl. BVerwG, Urteil vom 14. November 2016 - 5 C 

10.15 D - juris Rn. 155; Beschlüsse vom 2. Mai 2017 - 5 B 75.15 D - juris Rn. 8 

und vom 20. Februar 2018 - 5 B 13.17 D - Rn. 5). Es drängt sich auf, dass dies 

für den Fall einer "förmlichen" Aussetzung nach § 94 VwGO entsprechend gilt. 

Mithin ist geklärt, dass die Zeit der Aussetzung dann nicht zu Lasten des Staa-

tes geht, wenn die Aussetzung vertretbar ist und die weiteren dargestellten Vo-

raussetzungen vorliegen. Ob dies anzunehmen ist, ist eine Frage des Einzelfal-

les und deshalb einer grundsätzlichen Klärung in einem Revisionsverfahren 

nicht zugänglich. Es liegt allerdings auf der Hand, dass die Aussetzung des 

Verfahrens nicht schon deshalb unvertretbar ist, weil die Beteiligten dem nicht 

zugestimmt oder widersprochen haben.  

 

2. Die Revision ist auch nicht wegen Divergenz zuzulassen. 

 

Eine die Revision gemäß § 132 Abs. 2 Nr. 2 VwGO eröffnende Divergenz ist 

nur dann im Sinne des § 133 Abs. 3 Satz 3 VwGO hinreichend bezeichnet, 

wenn die Beschwerde einen inhaltlich bestimmten, die angefochtene Entschei-

dung tragenden Rechtssatz benennt, mit dem die Vorinstanz einem in der 

Rechtsprechung eines der in § 132 Abs. 2 Nr. 2 VwGO genannten Gerichte 

aufgestellten ebensolchen, die Entscheidung tragenden Rechtssatz in Anwen-
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dung derselben Rechtsvorschrift widersprochen hat. Das Aufzeigen einer feh-

lerhaften oder unterbliebenen Anwendung der Rechtssätze, die das betreffende 

Gericht in seiner Rechtsprechung aufgestellt hat, genügt den Zulässigkeitsan-

forderungen nicht (stRspr, vgl. z.B. BVerwG, Beschluss vom 19. August 1997 

- 7 B 261.97 - Buchholz 310 § 133 <n.F.> VwGO Nr. 26 S. 14). Gemessen da-

ran ist die Beschwerde nicht ausreichend begründet. 

 

Der Kläger meint, die Vorinstanz sei von einem in dem Urteil des Bundes-

verwaltungsgerichts vom 26. September 2012 aufgestellten Rechtssatz 

- 2 C 48.11 - (Buchholz 239.1 § 5 BeamtVG Nr. 21 Rn. 21) abgewichen. Die 

von ihm in Bezug genommenen Erwägungen betreffen das Beamtenversor-

gungsrecht. In ihnen wird aufgezeigt, dass die Grundsätze über die Teilnichtig-

keit eines Gesetzes auf die zu entscheidende Fallgestaltung nicht in einer näher 

beschriebenen Weise übertragbar seien. Eine Divergenz ist schon deshalb 

nicht ausreichend bezeichnet, weil die Vorinstanz dem nicht widersprochen hat. 

Die angeblich abweichenden Erwägungen in dem angefochtenen Urteil (UA 

Rn. 33) enthalten eine Beschreibung der Frage, die das Bundesverwaltungsge-

richt in dem Urteil vom 26. September 2012 entschieden hat, nicht hingegen 

einen divergierenden Rechtssatz. 

 

3. Von einer weiteren Begründung wird nach § 133 Abs. 5 Satz 2 Halbs. 2 

VwGO abgesehen. 

 

4. Die Kostenentscheidung folgt aus § 154 Abs. 2 VwGO. Die Festsetzung des 

Streitwerts beruht auf § 47 Abs. 1 und 3 i.V.m. § 52 Abs. 3 Satz 1 GKG. 

 

 

Vormeier       Stengelhofen-Weiß   Dr. Harms 
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